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Was ist gute Medizin?
Bericht über die Zukunftswerkstatt Gesundheitswesen bei der JHV

Traditionell wird am Freitagabend bei der Jah-
reshauptversammlung des vdää über ein The-
ma diskutiert, das sich nicht unmittelbar um 
das aktuelle Gesundheitswesen dreht. Im Jahr 
2009 lag es nahe, in irgendeiner Weise über 
1989 und die DDR zu reden. Aber in wel-
cher? Sollte man versuchen, darüber zu dis-
kutieren, was die DDR nun eigentlich war? 
Wenn sie positiver Bezugspunkt war für einen 
spezifischen Teil der Linken, dann müsste 
man dieses zumindest heute kritisch überden-
ken; Fehler, falsche Einschätzungen, Blindhei-
ten gerade im Hinblick auf die Auseinander-
setzungen um Freiheit und Emanzipation in 
Zukunft diskutieren. 

Weil diese Diskussion in den letzten 20 
Jahren schon so oft geführt worden sei, war 
die Mehrheit für eine solche Diskussion am 
Freitagabend nicht zu gewinnen – zumal das 
Fass wohl auch ein bisschen zu groß gewesen 
wäre für diesen kurzen Abend. Also haben wir 
uns dafür entschieden einen Vortrag und eine 
kritische Diskussion über »20 Jahre 1989: 
Was wurde aus dem Gesundheitswesen?« zu 
organisieren. Das obige Problem wurde man 
dabei allerdings nicht los; es stellte sich bei der 
Frage der Referenten erneut. Denn leider hat-
te uns ein Arzt und Bürgerrechtler aus der 
linken DDR-Opposition schon frühzeitig abge-
sagt. Bei der Einladung des letzten Gesund-
heitsministers der DDR (bis März 1990) stellte 
sich für einige die Frage, ob es richtig ist, das 
Gesundheitswesen der DDR alleine mit einem 
SED-Mitglied und führenden DDR-Funktionär 
zu diskutieren oder ob man ihm nicht mindes-
tens einen DDR-Oppositionellen gegenüber-
stellen müsste. Die Fragen erübrigten sich 
praktisch, da auch Klaus Thielemann dann 
kurzfristig abgesagt hat.

Wir waren froh, dass uns dann spontan 
Hartmut Reiners, der als Gesundheitsöko-
nom von 1992 bis August 2009 das Referat 
»Grundsatzfragen der Gesundheitspolitik« im 
brandenburgischen Gesundheitsministerium 
leitete, für den Freitagabend zugesagt hat und 
wir so aus der Not eine Tugend machen konn-
ten und mit einem intimen Kenner des Trans-
formationsprozesses diskutieren konnten. 

Mit der DDR gingen – so Reiners – vor 20 
Jahren auch positive Aspekte des Gesund-
heitswesens unter: In der politischen Konstel-
lation der Wendezeit hatten Polikliniken, be-
triebliche Ambulatorien und Gemeinde-
schwestern aber kaum eine Chance. Heute 
könnten solche Strukturen helfen, Engpässe 
in dünn besiedelten Regionen zu vermeiden, 
meinte Hartmut Reiners in seinem Rückblick 
auf die medizinische Versorgung in der DDR. 
Das Gesundheitssystem der DDR sei »im Prin-

zip« gut, aber unter� nanziert gewesen – aller-
dings wurde in der Diskussion deutlich, dass 
man das Gesundheitssystem – wie in kapita-
listischen Gesellschaften auch – nur im Zu-
sammenhang mit Gesellschaft und Staat, in 
die es eingebettet war, diskutieren kann.

Die Diskussion war spannend und kritisch 
– krankte aber leider daran, dass sie alleine 
von »Wessis« geführt wurde. Auch 20 Jahre 
nach 1989 ist der vdää immer noch ein Ver-
ein mit nahezu ausschließlich westdeutschen 
Mitgliedern. Auch das will bei den Aktivitäten 
der nächsten 20 Jahre bearbeitet werden.

Was ist gute Medizin? – 
Rahmenbedingungen

Am Samstag machte den Auftakt des Gesund-
heitspolitischen Forums in der ersten Podi-
umsrunde erneut Hartmut Reiners, mit einem 
Vortrag1 zum Thema GKV-Finanzierung und 
Sicherstellung der Versorgung in Zukunft. Er 
blickte zunächst noch einmal zurück auf den 
Gesundheitsfonds und wunderte nicht darü-
ber, dass die politische Opposition dieses Kon-
strukt ohne nähere Begründung als »Murks« 
bezeichnete, denn das gehöre zum Ritual der 
politischen Klasse. Stattdessen verteidigte Rei-
ners, mit ganz ähnlichen Argumenten wie der 
vdää in seinen Stellungnahmen, den Fonds – 
trotz seiner behebbaren Mängel. Das eigentli-
che Problem der Zukunft sieht er in der Aus-
dünnung der Versorgung auf dem Land; die 
demographische Entwicklung erfordere ko-
operative Versorgungsformen. Für die Zukunft 
plädierte er nachdrücklich für ein einheitli-
ches Krankenversicherungssystem für alle 
Bürger, also die Aufhebung der Trennung in 
GKV und PKV. Wenn es hierfür keine politi-

sche Mehrheit gebe – und mit der neuen 
Bundesregierung sei das unwahrscheinlicher 
denn je – sei der Weg in ein mehr und mehr 
über Steuern � nanziertes Gesundheitswesen 
vorgezeichnet. Damit wachse aber auch die 
direkte Verantwortung von Regierung und 
Parlament für das operative Geschäft im Ge-
sundheitswesen und das Prinzip der Selbst-
verwaltung drohe zur Farce zu werden. Die 
Neuordnung des Zusammenspiels und der 
Aufgabenteilung von staatlicher Exekutive 
und den Institutionen des Gesundheitswesens 
gehören nach der Bundestagswahl 2009 ganz 
oben auf die gesundheitspolitische Agenda. 

Anschließend referierte Ulrich Hagemann 
(Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizin-
produkte) über Zulassung und Sicherheit von 
Arzneimitteln – zukünftige Entwicklungen 
und erklärte zunächst, womit sich Pharmako-
vigilanz beschäftigt: die Die WHO de� niert 
sie als Wissenschaft und alle Aktivitäten, die 
sich mit der Aufdeckung, Bewertung, dem 
Verstehen und der Prävention von Nebenwir-
kungen oder von anderen Arzneimittel-bezo-
genen Problemen befassen. Er erläuterte die 
neuen Herausforderungen, die Faktoren in 
der Nutzen-Schaden-Bewertung und das ›pre-
cautionary principle‹, das bei der begründeten 
Annahme von Gefahren gilt, die schutzwürdi-
ge Rechte tangieren. Es erfordere eine wissen-
schaftliche Bewertung, die sich aus klinischen 
Studien alleine nicht gewinnen lasse. Hage-
mann erläuterte ebenfalls – vor dem Hinter-
grund internationaler Forschungspläne und 
Erfahrungen – die De� zite der aktuellen Pra-
xis in Deutschland. Als besonders per� de er-
schien die Argumentation der interessierten 
Pharmaindustrie, dass man aus »Datenschutz-

Peter Friemelt bei der JHV
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gründen« hier nicht für Transparenz, für die 
Hagemann vehement plädiert, sorgen könne. 

Als nächster sprach Ellis Huber (Berufsver-
band Deutscher Präventologen) darüber, wie 
man ein gutes Gesundheitswesen plant und 
stellte uns zwei Beispiele von regionalen Ko-
operationen vor. Ein konkretes Modell in 
Deutschland zeige, wohin die Entwicklung 
gehen könnte: Die »Gesundes Kinzigtal 
GmbH«, ein Netzwerk von über 40 Ärztin-
nen und Ärzten im Kinzigtal hat einen Vertrag 
mit der AOK (30 000 Versicherte) und der 
Landwirtschaftlichen Krankenkasse (LKK; 
2000 Versicherte) in Baden-Württemberg. Für 
diese stehen 70 Millionen Euro als Jahresbud-
get frei zur Verfügung, mit denen die Men-
schen von diesem Ärztenetz versorgt werden. 
Man könne aus diesem Beispiel sehen, dass 
man pro Bürger ca. 2 400 Euro im Jahr benö-
tigt, um eine gute medizinische Versorgung 
für Alle zu gewährleisten. Sein zweites Bei-
spiel war das Gesundheitszentrum von MediX 
in Zürich mit etwa 10 Ärzten und Therapeu-
ten und 10 000 eingeschriebene Patienten. 
Das Netzwerk bekommt von den Krankenkas-
sen eine Jahreskopfpauschale pro Patient, die 
so genannte Capitation. Mit dem Budget aller 
Kopfpauschalen zusammen decken die Ärzte 
nun als Versorgungsunternehmen und Team 
alles ab, was die Menschen brauchen: Jeden 
Herzschrittmacher, jedes Arzneimittel, jeden 
Krankenhausaufenthalt, jede Operation. Für 
Großrisiken gibt es eine Rückversicherung. 
Die Ärzte bezahlen sich selbst ein Jahreszeit-
honorar, das um 10 bis 15 Prozent aufge-
stockt wird, wenn es das Gesamtunterneh-
mensergebnis zulässt. Ellis Huber beendete 
seinen Vortrag mit dem Hinweis darauf, dass 
auch im Kapitalismus nicht alles nach der glei-
chen Pro� tlogik funktioniere, sondern – wie 
man am Unterscheid zwischen den extrem 
ausbeuterischen Schlecker-Drogeriemärkten 
und den von einem Keynesianer mit Grund-
einkommensphantasien geführten dm-Märk-
ten sehen könnte – große Spielräume, die es 
zu nutzen gilt.

Was ist gute Medizin – Praxis

Für die gute Medizin in der Praxis sprach als 
erster Peter Friemelt (Gesundheitsladen Mün-
chen und BundesArbeitsGemeinschaft der 
PatientInnenstellen und -Initiativen) und frag-
te: Wo bleibt der Patient? Für eine aus Sicht 
des Patienten gute Medizin sei zuallererst ent-
scheidend die Unabhängigkeit der Strukturen, 
der ÄrztInnen und Gutachter/Schlichtungs-
stellen, aber auch des Medizinischen Diens-
tes, was diesen also nicht mehr bei den Kran-
kenkassen ansiedeln würde, und natürlich der 
Patientenberatung. Er plädierte dafür, dass die 
Indikation als einzige Orientierung sowohl 
der Ärzte für ihre Behandlung/Verordnungen 
als auch der Kassen für die Bezahlung sein 

solle. Gute Medizin steht aber – wenn sie Pa-
tientensicherheit ernst nehmen will – auch zu 
ihren Fehlern. Dafür brauche es Beschwerde-
stellen, PatientenfürsprecherInnen und einen 
Fonds für verschuldensunabhängige Entschä-
digung. Gute Medizin sei vor allem aber sozi-
ale Medizin, die für alle gleich sei und keinen 
Unterschied aufgrund sozialer Herkunft ma-
che, individuelle Probleme berücksichtige 
und sich besonders um die Kümmere, die 
schlechtere Zugangsmöglichkeiten zum Ge-
sundheitssystem haben.

Daran konnte der nächste Referent Harald 
Kamps unmittelbar anknüpfen. Der Allge-
meinmediziner hat lange Jahre in 
Norwegen gearbeitet und prakti-
ziert erst seit kurzem wieder in 
Deutschland als niedergelassener 
Hausarzt. Zunächst überraschte 
er uns mit einer Formel: G = B x 
K x P², was heißen soll: Gesund-
heit ist gleich Kultur mal Biologie 
mal Politik im Quadrat und 
meint, dass Gesundheit nur zu 
einem Bruchteil von der Medizin 
abhänge, sondern zu einem gro-
ßen Teil vom sozial-politischen 
Umfeld. Und mit Politik war hier 
sicher nicht die beschränkte Re-
duktion auf Parteipolitik ge-
meint. Damit war er bei einem 
Verein, dessen Motto nach wie 
vor ist: Krankheit ist ohne Politik nicht heil-
bar, gut aufgehoben. Interessant waren auch 
seine norwegischen Erfahrungen, die wohl 
vor allem davon geprägt sind, dass die norwe-
gische Gesellschaft in ihrem sozialen Umgang 
nicht so von Konkurrenz und Misstrauen ge-
prägt ist wie die deutsche, so dass die Me-
dizin dort auf Kooperation nicht nur der ärzt-
lichen Kollegen sondern der Gesundheits-
arbeiter beruhe, was einem sozialme-
dizinischen Ansatz sehr entgegenkommt. Die 
Kehrseite der vertrauensvollen Kooperation 
sei in Norwegen allerdings ein absolut laxer 
Umgang mit Datenschutz im Gesundheitswe-
sen; kaum einen störe es, dass Daten weiter-
gegeben werden und eine Debatte wie in 
Deutschland über die geplante E-Card sei dort 
nicht vorstellbar. Vielleicht sollte der vdää mal 
nach Norwegen auf tour gehen und sich ein 
genaueres Bild machen? 

Last but not least antwortete Jürgen Malzahn 
(AOK-BUndesvorstand) dann die an ihn ge-
stellte Frage: Der Kassenfunktionär: in Zu-
kunft arbeitslos? Da die Kosten es Gesund-
heitswesens in Zukunft wohl kaum dauerhaft 
vom Staat finanziert und auch durch die 
Nichtraucherkampagne und andere Präven-
tionsprogramme sich die Morbidität in 
Deutschland nicht auf die Hälfte reduziert 
werde, da auch die Leistungserbringer nicht 
komplett im Angestelltenverhältnis arbeiten 

und die pharmazeutische Industrie und die 
Produzenten von Medizinprodukten nicht in 
gemeinnützige Vereine umgewandelt würden 
brauche es wohl den Kassenfunktionär auf 
absehbare Zeit noch. Das größte Problem 
sieht er darin, dass die »Kostendämpfungsre-
förmchen« die Lücke zwischen Einnahmen- 
und Ausgabenentwicklung nicht mehr aus-
gleichen können, da die Beitrags� nanzierung 
der GKV wird durch sinkende Lohnquote im-
mer geringer werde, der Leistungsbedarf 
durch Erhöhung des durchschnittlichen Le-
bensalters aber steige. Ziel der Kassen müsse 
es in Zukunft sein, Gesundheit statt Krankheit 
zu � nanzieren; das Ziel der ärztlichen Vergü-

tung müsse entsprechend der dauerhafte Er-
halt von Gesundheit sein, statt möglichst ho-
her Leistungsdichte einen höchstmöglichen 
Gesundheitsstandard der Bevölkerung zu er-
möglichen.

Am Nachmittag haben wir diesmal den Ver-
such gemacht, die Themen Patientenrechte, 
Integrierte Versorgung, Rahmenbedingungen 
demokratischer Planung und Arzneimittelver-
sorgung in Arbeitsgruppen zu vertiefen. Die 
Ergebnisse der Arbeitsgruppen sollten evtl. als 
mögliche Beiträge zur Programmdiskussion 
»verwertet« werden können. In den Arbeits-
gruppen wurde intensiv diskutiert; die Ergeb-
nisse wurden anschließend im Plenum vorge-
stellt und die Programm-Arbeitsgruppe des 
vdää wird die Ergebnisse im nächsten Jahr in 
einen Programmentwurf einarbeiten.

Insgesamt war die Jahreshauptversammlung 
wieder sehr anregend und motivierte für die 
Aktivitäten im nächsten Jahr – und die wer-
den bitter nötig sein angesichts der jetzigen 
politischen und ökonomischen Lage. 

Nadja Rakowitz

1 Die Texte oder PowerPointFolien der Vorträge der 
Referenten � nden sich auf der Homepage unter 
Themen/Gesundheitspolitik/Jahreshauptver-
sammlung 2009.
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Schwarz-Gelbe Gesundheitspolitik: 
Ganz anders aber wie?
Daniel Rühmkorf blickt für uns kurz 
zurück auf die letzte Gesundheitsreform 
und schaut sich dann die Koalitionsver-
einbaung genauer an.

Die Neuauflage Schwarz-Gelben Regierens 
wird begleitet von einer heftigen Debatte um 
die zukünftige Finanzierung des Gesundheits-
systems. Marktgläubige, Regionalisten und 
Sozialpolitiker der drei Regierungsparteien 
suchen nach einer gemeinsamen Sprache.

Mit der Gesundheitsreform 2007 waren 
zumindest zwei wichtige Punkte bestätigt 
worden: Die Gesetzliche Krankenversiche-
rung ist eine Solidargemeinschaft. In diesem 
Sinne wirken der morbiditätsorientierte Las-
tenausgleich und der einheitliche Beitragssatz 
im Gesundheitsfonds. Beide führen zu einer 
höheren Verteilungsgerechtigkeit der Einnah-
men und Zuweisungen entsprechend der 
Morbidität der Versicherten.

Über den Gesundheitsfonds werden struk-
turschwache Regionen begünstigt: Auch 
wenn das durchschnittliche Einkommen nied-
rig und die Zahl der Arbeitslosen hoch ist, 
� ießen pro Versicherten genauso viel Geld an 
die Krankenversicherung wie in den wirt-
schaftlich starken Bundesländern wie Bayern 
oder Baden-Württemberg. 

Im vergangenen Jahr erfolgte die Honorar-
reform für die niedergelassenen Ärzte. Infol-
gedessen werden Ärzte, 20 Jahre nach der 
deutschen Einheit, endlich – nahezu – gleich 
honoriert. Ein solcher Schritt war überfällig. 
Mit der Möglichkeit, Medizinische Versor-
gungszentren zu bilden und Verträge zur in-
tegrierten Versorgung abzuschließen, entstan-
den neue Lösungsoptionen für versorgungs-
gefährdete Regionen. 

Die Koalitionsvereinbarung

Die neue Bundesregierung kann nun zwar 
nicht den Eindruck erwecken, das schwelen-
de Finanzierungsproblem lösen zu können, 
aber mit einigen Schlüsselbegriffen in der Ko-
alitionsvereinbarung wie »Regionalisierung«, 
»Strukturanpassung« und »mehr Beitragsauto-
nomie« in der GKV werden wieder neue alte 
Wettbewerbsfelder bedient: Über die Höhe 
des Beitragssatzes sollen Kassen wieder für 
sich werben können, die über wenig Ge-
schäftsstellen verfügen und die hauptsächlich 
über das Internet erreichbar sind. 

Während die Bedeutung der Gesundheits-
wirtschaft unterstrichen wird, sollen die Kos-

tensteigerungen nur von den Versicherten 
bzw. direkt von den Kranken getragen wer-
den. Der Arbeitgeberanteil soll eingefroren 
werden, die Versicherten sollen einen »ein-
kommensunabhängigen Arbeitnehmerbei-
trag« entrichten. Mit diesem Maßnahmen-
bündel bereitet der Koalitionsvertrag den 
Weg für den Ausstieg aus dem mehrdimensi-
onalen Solidarsystem (zwischen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern, zwischen den Regio-
nen, zwischen Gesunden und Kranken, arm 
und reich).

»Wettbewerb im Krankenversicherungs-
wesen« bedeutet eine Bestandsgarantie und 
Stärkung der PKV. Es bleibt bei der staatlich 
gewollten Zwei-Klassen-Medizin. Absichtsvoll 
missversteht die Koalition die Versicherten als 
Marktteilnehmer: »Vielfalt und Wettbewerb 
in der Versorgung« verkennt die Asymmetrie 
zwischen Patienten und dem Versorgungssys-
tem. Die angeblichen »individuellen Wahl- 
und Entscheidungsspielräu-
me« bedeuten de facto eine 
erneuerte Ausweitung der 
Eigenbeteiligung der Versi-
cherten.

So lange die Koalition 
noch an ihrer Kopfpauschale 
bastelt, werden die Zusatz-
beiträge erhalten bleiben. 
Sie sind die eigentli chen
bürokratischen Monster 
(und nicht der einheitliche 
Beitragssatz oder der Risiko-
strukturausgleich – wie von 
der FDP behauptet) der letz-
ten Reform. Denn für die 
Festsetzung, Einziehung 
und Verwaltung der Mittel 
müssen die Kassen Millio-
nen neuer Versichertenkon-
ten eröffnen. 

Gleichzeitig werden Ar-
beitgeber von Kostensteige-
rungen befreit, während die 
Zusatzprämie insbesondere 
finanziell schwache Versi-
cherte überfordern wird. 
Zwar hat die Bundesregie-
rung die Höhe des Zusatz-
bei trages auf ein Prozent des 
Einkommens beschränkt; 
dass diese Beschränkung 
fallen soll, wurde allerdings 
schon in den Koalitionsver-
handlungen deutlich.

Die ärztlichen Interessen 
wurden insbesondere in den 

neuen Vorgaben zu den Medizinischen Ver-
sorgungszentren berücksichtigt: Zukünftig 
sollen alle MVZ nicht nur von Ärzten geleitet, 
sondern auch von diesen zumindest mehr-
heitlich auch besessen werden. Die Weiter-
entwicklung neuer Versorgungsformen für 
ländliche Räume wird behindert. Damit kann 
sich die Kassenärztliche Vereinigung einer 
lästigen Konkurrenz im ambulanten Geschäft 
entledigen. Und auch an anderen stellen 
klingt der Koalitionsvertrag, wie von den 
Chefs der kassenärztlichen Vereinigungen dik-
tiert:

»Die Ärztinnen und Ärzte brauchen einen 
gesicherten Rahmen für ihre Arbeit. Eine 
Grundvoraussetzung ist ein einfaches, ver-
ständliches Vergütungssystem, das die Leis-
tungen adäquat abbildet.« Die Einzelleistungs-
vergütung, die hier wohl wieder protegiert 
wird, musste aufgrund der steten Zunahme 

Jürgen Malzahn (Bild oben) und 
Peter Friemelt (Bild unten) bei der JHV
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an Leistungen abgeschafft und durch die Bud-
getierung abgelöst werden. Anders war vor 
zwanzig Jahren den arztinduzierten Leis-
tungsausweitungen nicht beizukommen. 
Und: »Angesichts der vielfältigen Steuerungs-
instrumente werden wir überprüfen, ob wei-
terhin eine Notwendigkeit für Richtgrößen für 
ärztliche Verordnungen besteht.« Ein weiteres 
Mal wird lediglich ein Prüfauftrag erteilt – al-
so doch ein Indiz dafür, dass zumindest Teile 
der CDU/CSU an der Aufhebung von Regel-
leistungsvolumen und Pauschalen festhalten 
wollen.

Die neue Bundesregierung will im kom-
menden Jahr eine Regierungskommission 
einsetzen, die das Kopfpauschalenmodell be-
rechnen soll. 2010 wird das Jahr, in dem die 
Weichen gestellt werden für das künftige Ge-
sundheitssystem: Die Kopfpauschale nähme 

Abschied von der einkommensabhängigen 
Beitragssatzerhebung und würde Gutverdie-
nende deutlich entlasten. Dafür müssten 
Menschen mit geringem Einkommen sehr tief 
in die Tasche greifen – wenn nicht der Staat 
für all diejenigen zahlt, die diese Prämie nicht 
aufbringen können. Angesichts von bis zu
40 Milliarden Euro jährlich benötigten Steu-
ermitteln hat die Steuersenkungskoalition ein 
großes Problem am Hals. Der neue Bundes-
gesundheitsminister Rösler nannte in der 
Haushaltsdebatte die Beitragsbemessungs-
grenze unsolidarisch, weil höhere Einkom-
men bevorteilt werden. Hier aber zu meinen, 
dass das Steuersystem für einen gerechteren 
Ausgleich sorgen würde, ist gewollt naiv.
Angesichts von fehlender Vermögenssteuer, 
versprochenen Steuergeschenken und vielfäl-
tigsten Abschreibungsmöglichkeiten für Bes-

serverdienende werden es die Menschen mit 
kleinen und mittleren Einkommen sein, die 
diese Suppe auszulöffeln haben. 

Es gilt, im kommenden Jahr die Arbeit der 
Regierungskommission kritisch und mit Nach-
druck zu begleiten und gleichzeitig Bündnisse 
gegen den Ausstieg aus der Solidarität zu 
schmieden. Die CDU hat mit ihrer Idee einer 
Kopfpauschale bereits 2005 die Wahl verlo-
ren. Wir sollten dafür sorgen, dass sie die 
nächste Wahl nicht für sich entscheiden kann. 
Dazu muss diesen Plänen mit der Werbung 
für eine solidarische Bürgerversicherung be-
gegnet werden. Parteien, Gewerkschaften 
und Sozialverbände haben bereits angekün-
digt, dass sie gegen die schwarz-gelben Ge-
sundheitspläne mobilisieren werden.

Daniel Rühmkorf

   Über den Tellerrand geschaut

Patientenzeitschrift 
»Gute Pillen … schlechte Pillen«
Aktuell ist eines der wichtigsten strategi-
schen Ziele der Pharmaindustrie in Europa 
die Aufhebung des Werbeverbots für rezept-
p� ichtige Arzneimittel in allen Ländern der 
Europä ischen Union. So argumentiert der 
Verband der der forschenden Arzneimittel-
hersteller (VfA): »… in unserer heutigen In-
formationsgesellschaft [ist es] angesichts des 
allgemeinen Wunsches nach mehr und bes-
seren Informationen über Arzneimittel nicht 
mehr vermittelbar, dass Arzneimittelher-
stellern Informa tionsrechte über ihre 
Produkte gesetzlich verwehrt wer-
den« (z i t .  nach Pharmabr ie f 
8/2009).

Zweifelsohne gibt es einen zuneh-
menden Bedarf von Patientinnen 
und Patienten, über Arzneimittel in-
formiert zu werden, die ihnen ver-
ordnet wurden. Ein Indiz dafür sind 
die zahlreichen Ausschnitte aus der 
Apo thekenrundschau oder aus der 
Yellow-Press oder Ausdrucke von In-
ternetseiten, die in der Sprechstunde 
vorgelegt werden. Viele Menschen 
sind – ob widersprüchlicher Informa-
tionen, die sie über Medikamente 
oder andere Therapieformen erhalten 
– verunsichert. Die Diskussionen um 
die Impfung und die medikamentöse 
Therapie der neuen In� uenza zeigt 
dies überdeutlich. Da erscheinen 
Desinformationskampagnen der 
Pharmaindus trie, wie wir sie aus 
dem ärztlichen Bereich kennen, we-
nig hilfreich, dem Abhilfe zu schaf-

fen. Naturgemäß haben sie ein spezi� sches 
Interesse an einer weiteren Medikalisierung 
der Gesellschaft.

Im Sinne des Verbraucherschutzes ist hin-
gegen eine industrieunabhängige Information 
der Patientinnen und Patienten zu fordern. 
Genau so etwas stellt die seit 2005 sechsmal 
jährlich erscheinende Zeitschrift Gute Pillen 
� schlechte Pillen dar. Sie wird zurzeit von 
dem Arzneimitteltelegramm, dem Arznei-
mittelbrief, der Arzneiverordnung in Praxis 

(Arzneimittelkommission der deutschen Ärz-
teschaft) und dem Pharma-Brief (Buko-
Pharmakampagne) herausgegeben und bietet 
»unabhängige Informationen zu Ihrer Ge-
sundheit«, wie es im Untertitel heißt. Gut 
verständlich werden basierend auf anerkann-
ter medizinischer Fachliteratur Krankheits-
bilder, die neuesten Erkenntnisse zu Arznei-
mittelrisiken oder auch alternative Behand-
lungsmöglichkeiten dargestellt. Einen 
anderen Schwerpunkt stellen aktuelle ge-

sundheitspolitische Themen wie bei-
spielsweise Patientenrechte oder Zu-
zahlungsregelungen dar. In der 
Zeitschrift � nden sich natürlich keine 
Webeanzeigen, und sie eignet sich gut 
zum Auslegen in Wartebereiche.

Weitere Infos und die Bezugsbedin-
gungen finden sich auf der Website: 
www.gutepillen-schlechtepillen.de

Ergänzend dazu baut seit kurzem die 
Buko-Pharmakampagne eine Website 
zum Arzneimittelkonsum auf, die sich 
gezielt an Jugendliche wendet: 
www.pillen-checker.de

Bernhard Winter

P.S.: Die Buko-Pharmakampagne hat 
eine Postkartenkampagne zur Stär-
kung einer industrieunabhängigen Pa-
tienteninformation in der EU gestartet. 
Nähere Infos dazu � nden sich auf der 
website des vdää: www.vdaeae.de/
Themen/Pharmaindustrie
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Umfrage bei der JHV 2009 in Gladenbach*

Bewertung 1 2 3 4 5
Auswer-

tung

Mir hat die JHV gefallen; 
1 = schlecht; 5 = sehr gut

1 2 5 15 9 125
32 = alle schlecht; 
160 = alle sehr gut

Themenauswahl war 
1 = schlecht; 5 = sehr gut

2 1 6 18 5 119
32 = alle schlecht; 
160 = alle sehr gut

Es waren zu viele Themen 
1 = ja; 5 = nein

4 4 7 4 13 114
32 = alle ja; 
160 = alle nein

Die Arbeit in Arbeitsgruppen war 
1 = ja 5 = nein

1 2 9 11 9 121
32 = alle ja; 
160 = alle nein

Die Tagungsstätte war 
1 = unzumutbar; 5 = sehr gut

1 2 9 14 6 118
32 = alle unzumutbar; 
160 = alle sehr gut

Bewertung ja nein keine Meinung

Die nächste JHV soll wieder in 
Gladenbach statt� nden

10 13 9

* Bei der Umfrage haben 32 Teilnehmer der JHV mitgemacht.

Hillmann, Peter Hoffmann, Constanze Ja-
cobowski, Michael Janßen, Thomas Kunkel, 
Dorothee Löber, Jürgen Malzahn, Volker Pi-
ckerodt, Daniel Rühmkorf, Dieter Scheuch, 
Peter Scholze, Rudi Schwab, Jürgen Seeger, 
Andreas Wulf, werden für die Kandidatur vor-
geschlagen. Alle nehmen die Kandidatur an 
bzw. haben vorab erklärt, dass sie kandidieren 
würden. Alle Kandidaten werden in einem 
Wahlgang einstimmig gewählt. Alle nehmen 
die Wahl an.

4. Wahl von zwei Kassenprüfern
Ingeborg tritt vom Wahlvorstand zurück. 
Matthias Schmidt-Ohlemann wird als Wahl-
vorstand vorgeschlagen. Der Vorschlag wird 
angenommen. 

Winfried Beck schlägt Jörg Dolgner und 
Jens Wiethege, Ingeborg Oster und Edgar 
Thimm für das Amt des Kassenprüfers vor. 
Jörg Dolgner und Jens Wiethege wollen nicht 
mehr gewählt werden. Ingeborg Oster und 
Edgar Thimm nehmen die Kandidatur an. Die 
beiden Kassenprüfer werden mit 19 Ja-Stim-
men, 0 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen 
gewählt. Beide nehmen die Wahl an.

TOP 5a Leitantrag zum 
Gesundheitswesen nach der BT-Wahl

Wulf Dietrich stellt den Leitantrag zum Ge-
sundheitswesen nach der Bundestagswahl 
vor, der den Anwesenden schriftlich vorliegt. 
Er wird gründlich diskutiert. 

Der Anfang des Antrags: »Schon seit Jah-
ren haben die wechselnden Regierungen das 
Ziel verfolgt, über Markt und Konkurrenz das 
Gesundheitswesen zu steuern. Unter der 
neuen schwarz gelben Regierung wird diese 

Politik der Ökonomisierung des Gesundheits-
wesens verstärkt fortgesetzt«, ist umstritten, 
weil die Einschätzung des Gesundheitsfonds 
unter den Teilnehmern unterschiedlich ist. 
Der Satz wird verändert in: »Unter der neu-
en schwarz gelben Regierung wird die 
Kommerzialisierung des Gesundheitssys-
tems ein bisher nicht gekanntes Maß an-
nehmen.«

Eine weitere Diskussion gibt es über fol-
genden Satz: »Der Weg zu einer steuerfi-
nanzierten Krankenversicherung, deren Fi-
nanzierung natürlich konjunkturellen 
Schwankungen unterliegen wird, ist damit 
gebahnt.« Es ist unter den Teilnehmern um-
stritten, ob der vdää ein steuerfinanziertes 
Gesundheitssystem unterstützen oder kritisie-
ren soll. Es wird deshalb darüber abgestimmt, 
ob die Passage gestrichen oder umformuliert 
werden soll. Die Mehrheit entscheidet für 
folgende Umformulierung: »Der Weg zu
einer steuerfinanzierten Krankenversi-
cherung, ist damit gebahnt. Jede Steuer� -
nanzierung birgt aber die Gefahr willkür-
licher staatlicher Eingriffe.« 

Ebenfalls diskutiert wird diese Passage: 
»Die Einführung eines Kapitalstocks in der 
P� egeversicherung ist alles andere als gene-
rationengerecht: Jetzige Beitragszahler müs-
sen für die heutigen P� egebedürftigen auf-
kommen und sollen gleichzeitig für ihr Alter 
verp� ichtend vorsorgen. Das Prinzip der Um-
lage, dass Junge für Alte, Gesunde für P� ege-
bedürftige und Besserverdienende für Ein-
kommensschwache aufkommen, wird damit 
aufgekündigt. Gleichzeitig eröffnet die Koali-
tion ein weiteres Geschäftsfeld für die private 
Versicherungswirtschaft. Dagegen unter-
nimmt sie nichts, um die ohnehin unzurei-

chenden Leistungen der P� egeversicherung 
zu verbessern«, die aber mehrheitlich geteilt 
wird und deshalb so stehen bleiben kann.

Mit diesen Änderungen wird der Antrag 
einstimmig angenommen. Er soll entspre-
chend umgearbeitet und dann als Presseerklä-
rung veröffentlicht werden (siehe Presserklä-
rung zur Koalitionsvereinbarung in diesem 
Rundbrief S. 7).

TOP 5c Sonstige Anträge

Es gibt keine anderen Anträge.

TOP 6 Sonstiges 

Die Programmdiskussion: 
Jürgen Malzahn schlägt vor, zunächst zu ein-
zelnen Themen Kapitel zu formulieren und 
nicht ein voluminöses Programm zu schrei-
ben. Wulf Dietrich, Uli Deppe und Daniel 
Rühmkorf schreiben das. Peter Hoffmann 
schlägt vor, Forderungen an den Anfang zu 
stellen. Matthias Schmidt-Ohlemann meint, 
dass Probleme aus Patientensicht stärker the-
matisiert werden müssen; dass eine systemati-
sche Beschäftigung mit Armut drin sein müss-
te und die Behindertenrechtkonvention der 
UN berücksichtig werden müsste; außerdem 
müsste die internationale Sicht muss stärker 
werden. Sollte man nicht auch grundsätzlich 
Stellung nehmen zur Organisation von Gesell-
schaft z.B. in der Präambel? 

Wulf Dietrich beendet die Mitgliederver-
sammlung um 12:30 Uhr.

29.11.2009
Protokoll Nadja Rakowitz,
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Rechenschaftsbericht des Vorstands 2009
11/2008-10/2009

1. Ausgangslage

Die Finanzkrise des Jahres 2009 hat bisher 
das Gesundheitswesen noch nicht getroffen, 
sie wird aber wesentliche Auswirkungen 
durch zurückgehende Einkünfte im kommen-
den Jahr haben. Vielleicht aber wird sie auch 
als Vorwand verwendet werden, grundlegen-
de Änderungen in unserem System der sozia-
len Sicherung vorzunehmen.

Das Ergebnis der Bundestagswahlen hat 
die Koordinaten des Gesundheitswesens nicht 
prinzipiell verschoben. Nur ist mit dem Weg-
fall der SPD, der immerhin noch ein soziales 
Restgewissen zuzusprechen war, der Weg zu 
noch mehr Marktwirtschaft frei. Würde die 
FDP das Gesundheitsressort übernehmen, so 
könnte das fatale Auswirkungen haben, da die 
FDP das im wahrsten Sinne des Wortes libe-
ralste Gesundheitsprogramm – mit fast voll-
ständiger Privatisierung von Gesundheitsleis-
tungen – hat. Zum jetzigen Zeitpunkt sieht es 
so aus, als würde die CDU für einen weiteren 
Erhalt des Gesundheitsfonds eintreten. Auch 
wir haben im Prinzip nichts gegen einen 
Fonds einzuwenden, denn er könnte auch die 
Voraussetzungen für eine allgemeine Bürger-
versicherung darstellen. Es ist zu erwarten, 
dass die Belastung der Versicherten und der 
Patienten steigen wird. Der Grundbeitrag von 
14,9 Prozent kann steigen und die ein Pro-
zent Zuzahlungsgrenze kann fallen. Beides 
wird auf eine höhere Belastung gerade der 
niedrigen Einkommen hinauslaufen. Auch der 
Basistarif der PKV könnte fallen.

In dieser Situation kommen die Forderun-
gen der Ärzteverbände nach »Priorisierung« 
der Gesundheitsleistungen gerade recht. Denn 
damit verbunden sind die Forderungen nach 
Ausgrenzung der »unwichtigen« Leistungen 
aus dem Leistungskatalog der gesetzlichen 
Kassen. Diese Leistungen müssten dann privat 
oder über Zusatzversicherungen getragen wer-
den. Wir dagegen meinen, dass die Mittel im 
Gesundheitswesen ausreichend sind und über 
eine Bürgerversicherung unter Fortfall der Bei-
tragsbemessungsgrenze sogar noch angehoben 
werden können. Unnötige Leistungen sind zu 
streichen und der Anreiz, über� üssige Leistun-
gen zu erbringen, ist zu beenden. Auch auf 
dem Arzneimittelsektor sind extreme Einspa-
rungen möglich. Die Diskussion um Priorisie-
rung und Ausgrenzung von Leistungen lenkt 
von dieser Diskussion ab.

Die folgenden Ausführungen aus dem letzten 
Rechenschaftsbericht haben immer noch Gül-
tigkeit: »Im Zuge der Ökonomisierung des 
Gesundheitswesens stellen wir immer wieder 

fest, dass konservative Ärztekreise, die uns 
bisher nicht sehr wohl gesonnen waren, jetzt 
plötzlich unsere Anträge gegen die Vermark-
tung von Gesundheit und Krankheit unter-
stützen. Hier ergeben sich manchmal überra-
schende Konstellationen. So stammt z.B. die 
Präambel zum Ulmer Papier der Deutschen 
Ärzteschaft von uns und heißt: ›Im Bewusst-
sein, dass das Gesundheitswesen keine Ge-
sundheitswirtschaft oder Industrie ist, dass 
Ärzte keine Kaufleute und Patienten keine 
Kunden sind, dass Gesundheit und Krankheit 
keine Waren und Wettbewerb und Markt-
wirtschaft keine Heilmittel zur Lösung der 
Probleme des Gesundheitswesens sind, dass 
Dia gnose und Therapie nicht zum Ge-
schäftsgegenstand werden dürfen, beschließt 
der 111. Deutsche Ärztetag die gesundheits-
politischen Leitsätze der Ärzteschaft, das Ul-
mer Papier...«

Zum Teil mag es wirklich Interessensiden-
tität sein, man muss aber auch die Motive der 
einzelnen Akteure beachten. Der Widerstand 
breiter Teile der Ärzteschaft z.B. gegen die 
Einführung von MVZ kommt aus der Angst 
vor der Existenzbedrohung der Einzelpraxis. 
Wie real diese Angst ist, soll hier nicht ausge-
führt werden, die Kritik ist aber häu� g rück-
wärtsgewandt und konservativ. Dagegen sind 
wir schon der Ansicht, dass neue Organisati-
onsformen in der medizinischen Versorgung 
notwendig sind.«

Die innerärztliche Auseinandersetzung hat 
sich im vergangenen Jahr verschärft: Die Re-
aktionen auf die Honorarreform vom Januar 
2009, der die KV Spitze zugestimmt hatte, 
haben zu wütenden Protesten aus der Ärzte-

schaft geführt. Die Situation der niederge-
lassenen Kolleginnen und Kollegen ist nicht 
einfach. Insbesondere die finanzielle Unsi-
cherheit und die bürokratische Überlastung 
führten und führen zu großer Unzufrieden-
heit. Doch war es im vergangenen Jahr oft 
peinlich und unwürdig, wie von einigen Ver-
tragsärzten die Patienten für ihre � nanziellen 
Interessen missbraucht wurden. Diese Situa-
tion wurde noch angeheizt durch die Polemi-
ken einflussreicher Berufsverbände, denen 
nicht an einer rationalen Situationseinschät-
zung gelegen war, sondern die die kommende 
Bundestagswahl wohl schon im Blick hatten. 
Der Streit zwischen Hausarztverband und 
KVen spitzt den Streit um Selektivverträge 
weiter zu. Doch scheint z.Z. der Enthusias-
mus für die Selektivverträge erloschen zu 
sein, da trotz gesetzlicher Vorgabe nur einige 
Kassen diese Verträge abgeschlossen haben. 
Der vdää hat sich eindeutig gegen den Ab-
schluss von Selektivverträgen ausgesprochen, 
um u.a. einen Flickenteppich der ambulanten 
Versorgung zu vermeiden. 

Der Ärztetag 2009 in Mainz zeigte einen 
deutlichen Unterschied zum vorangegange-
nen Ärztetag: Zum einen ist die Zahl der Ärz-
te, die ernsthaft Sorge um eine patientenzent-
rierte Medizin haben, gewachsen. Unsere 
Kritik an der � nanziellen und ökonomischen 
Ausrichtung des Gesundheitswesens bleibt 
nicht ungehört. Es ist der Eindruck sicherlich 
falsch, und dem müssen auch wir als Verein 
uns entgegenstellen, dass die Ärzteschaft nur 
aus geldgierigen Abzockern besteht. Viele un-
serer Kollegen sind einfach an einer guten 
Medizin interessiert. Doch wurden auf dem 

Matthias Schmidt-Ohlemann bei der JHV
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Kassenbericht 2008
Konto vdää Datum Kontostand

Girokonto Postbank Business Giro Nr. 13747603 01.01.2008 10  632,68

Sparbuch Frankfurter Sparkasse Nr. 1245497640 01.01.2008 3  036,04

Vermögen gesamt 01.01.2008 13  668,72

Girokonto Postbank Business Giro Nr. 13747603 31.12.2008 2  022,75

Sparbuch Frankfurter Sparkasse Nr. 1245497640 31.12.2008 45,78

Festgeld-
konto

Nr. 7000 171 214 31.12.2008 10  000,00

Vermögen gesamt 31.12.2008 12  068,53

EINNAHMEN

Vereinsbeitrag 2007 1  690,58 

Vereinsbeitrag 2008 40  900,54 

Vereinsbeitrag 2009 24,00

Spende 3  191,36 

Rundbrief (Abonnement, Anzeigen) 360,50 

Sonstiges (Werbe-Aktion Mabuse, u.a.) 489,90 

Veranstaltungen (Graz, JHV) 5  723,50 

Geschäftstelle (Rückzahlung zu viel Honorar 2007) 1  686,55 

Zinsen für Festgeld 217,44 

Zinsen Sparbuch 9,74

Summe Einnahmen 54  294,11

AUSGABEN

Geschäftsstelle (Einzelposten siehe Anlage) – 35  473,40 

Rundbrief (Einzelposten siehe Anlage) – 7  .811,46 

Porto (ohne Rundbrief) – 1  183,35 

Druckkosten (JHV-Flyer) – 344,03 

Veranstaltungen (JHV, Graz, div. Diskussionsveranstaltungen) – 8  121,56 

Werbung (Flyer, Anzeigen) – 2  199,32 

Homepage – 127,10 

Fachliteratur (Gelber Dienst) – 114,00 

Summe Bankgebühren – 207,75 

Gebühren Amtsgericht – 46,06 

Fehlbuchung der Postbank1 – 266,27 

Summe Ausgaben � 55  894,30 

SUMME EINNAHMEN � AUSGABEN � 1  600,19

1 Siehe Einnahme in gleicher Höhe durch Fehlbuchung der Postbank im Jahr 2007

Ärztetag in Mainz die vorgeblichen � nanziel-
len Probleme mit der Frage nach Priorisierung 
ärztlicher Leistungen vermengt. Der Ärztetag 
war nicht bereit, über Überversorgung und 

deren Abbau zu diskutieren. Wir haben ver-
sucht, diesen Aspekt in die Debatte zu brin-
gen, was uns einige Resonanz in der Öffent-
lichkeit eingebracht hat.

Es ist aber auch zu 
bemerken, dass die de-
mokratischen oder al-
ternativen Listen auf 
dem Ärztetag als Grup-
pierung nicht mehr 
existent sind. Wir tre-
ten hier mehr als Ein-
zelkämpfer denn als 
oppositionelle Grup-
pierung auf. Dies war 
in früheren Zeiten an-
ders. Es fragt sich, ob 
eine bessere Vorberei-
tung auf die Diskussi-
on und Tagesordnung 
unser gemeinsames Auftreten auf dem Ärzte-
tag verbessern kann und ob wir nicht versu-
chen sollten, das für den Ärztetag 2010 in 
Dresden anzustreben. 

»Die Auseinandersetzung um die Einfüh-
rung der E-Card sollte eines der Schwerpunkt-
themen der Arbeit dieses Jahres sein. Bei der 
Umsetzung dieses Beschlusses zeigten sich 
jedoch Probleme: wir sind am Bündnis 
›Stoppt die E-Card‹ beteiligt. Dieses Bündnis 
ist sehr breit. Insbesondere die Freie Ärzte-
schaft ist sehr aktiv darin. Es bereitet uns im-
mer wieder Bauchschmerzen, mit einer Orga-
nisation in einem Boot zu sitzen, die die 
solidarische Krankenversicherung zerschlagen 
will«. So schrieben wir im vergangenen Re-
chenschaftsbericht. Inzwischen haben wir 
uns aus dem Bündnis zurückgezogen. Wir 
waren personell nicht in der Lage, unsere Vor-
stellungen im Bündnis einzubringen oder 
durchzusetzen. Trotzdem bleibt das Thema 
elektronische Datenerfassung und Umgang 
mit Patientendaten sehr aktuell. Die demokra-
tischen Grundrechte sind durch den allgemei-
nen Datenerfassungswahn gefährdet. Elektro-
nisch gesammelte Patientendaten sind sehr 
sensibel, da sie Begehrlichkeiten von verschie-
denen Seiten wecken können. Es hat den 
Anschein, als würde die neue Bundesregie-
rung die Einführung der E-Card z.Z. nicht 
weiter forcieren wollen.

2. Geschäftsstelle

Die Geschäftsstelle und damit Nadja Rako-
witz arbeitet extrem zuverlässig und bringt 
uns mit eigenen Vorstellungen und Vorschlä-
gen weiter. Sie ist der Anlaufpunkt für viele 
Anfragen und Verteiler von Informationen. 
Leider entspricht ihre Vergütung immer noch 
nicht ihrem Einsatz.

3. Homepage

Der Internetauftritt wurde im vergangenen 
Jahr stark verbessert. Die Homepage wird 
ständig über die Geschäftsführung aktualisiert 
und Themenliste ist erweitert worden. Sie ist 
zwar schon jetzt ein gutes Aushängeschild 
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Kassenbericht 01.01.2009 – 31.08.2009
Konto vdää Datum Kontostand

Girokonto Postbank Business Giro Nr. 13747603 01.01.2009 2  022,75

Sparbuch Frankfurter Sparkasse Nr. 1245497640 01.01.2009 45,78

Festgeld-
konto

Nr. 7000 171 214 01.01.2009 10  000,00

Vermögen gesamt 01.01.2009 12  068,53

Girokonto Postbank Business Giro Nr. 13747603 31.08.2009 4  306,71

Sparbuch Frankfurter Sparkasse Nr. 1245497640 31.08.2009 45,86

Festgeld-
konto

Nr. 7000 192 529 31.08.2009 17  000,00

Vermögen gesamt 31.08.2009 21  352,57

EINNAHMEN

Vereinsbeitrag 2007 92,00 

Vereinsbeitrag 2008 1  704,72 

Vereinsbeitrag 2009 34  497,32

Spende 373,86

Rundbrief (Abonnement) 26,00

Veranstaltungen (Amsterdam, JHV 2008 7  232,00

Zinsen für Festgeld 183,33

Zinsen Sparbuch 0,08

Summe Einnahmen 44  109,31

AUSGABEN

Geschäftsstelle (Einzelposten siehe Anlage) – 23  033,01

Rundbrief (Einzelposten siehe Anlage) – 2  968,06

Porto (ohne Rundbrief) – 565,15

Druckkosten (JHV-Flyer) 0,00

Veranstaltungen (Amsterdam, Diskussionsveranstaltungen, JHV 2008) – 7  564,17

Werbung (Flyer, Anzeigen)  460,65

Homepage – 128,24 

Bankgebühren – 95,49

Gebühren Amtsgericht – 10,50

Summe Ausgaben 34  825,27

SUMME EINNAHMEN � AUSGABEN 9  284,04

des Vereins, ange-
strebt ist, dass die 
Homepage des vdää 
die Homepage für kri-
tische Berichte zum 
Gesundheitswesen im 
weitesten Sinne wird 
(vergleichbar z.B. mit 
dem labournet für Kri-
tische Gewerkschaf-
ter). Aktualisierung 
durch andere Vor-
standsmitglieder fin-
det bisher nicht statt, 
sollte aber angestrebt 
werden. Der angekün-

digte Newsletter ist jetzt für alle neuen Mel-
dungen realisiert worden, soll aber vom Aus-
sehen her noch professionalisiert werden und 
auch regelmäßiger erscheinen. Noch mehr 
Beiträge der Mitglieder sind erwünscht.

Unterschiedliche Ansichten und Kritik gab 
es an der Frage, welche Themen im öffentli-
chen Bereich diskutiert werden und welche 
im Bereich der Mitglieder. In der Diskussion 
um den Einsatz von Psychotherapeuten bei 
traumatisierten Bundeswehrsoldaten stellte 
sich die Frage, ob jeder Beitrag ins Netz ge-
stellt wird bzw. wer darüber entscheidet. Zu-
künftig sollen diese Debatten mehr im inter-
nen Bereich uneingeschränkt geführt werden. 
Der geschäftsführende Vorstand sollte über 
das Einstellen in den offenen Bereich ent-
scheiden.

4. Mitgliederentwicklung 

Im Jahr 2009 sind 15 Mitglieder ausgetreten. 
Die Austritte erfolgten kaum aus politischer 
Unzufriedenheit, sondern mehrheitlich, weil 
die KollegInnen in Rente gehen oder schwer 
krank wurden. 16 neue Mitglieder sind bis-
lang in diesem Jahr hinzugekommen. Gegen-
über den 8 Neueintritten im letzten Jahr und 
4 im vorletzten (zum Zeitpunkt der JHV) ha-
ben wir die Zahl der Eintritte wieder verdop-
peln können. Das bei der letzten MV ausgege-
ben Ziel, 50 neue Mitglieder zu werben, ist 
bislang allerdings damit nicht erreicht wor-
den. Der vdää hat jetzt (Stand: Anfang Okto-
ber 2009) 438 Mitglieder.

Besonders erfreulich ist, dass unter diesen 
neuen Mitgliedern einige Stundenten und 
junge Ärzte sind, die sich zum Teil auch 
schon aktiv ins Vereinsleben einschalten. Sie 
schreiben im Rundbrief, planen Veranstaltun-
gen mit uns und machen konstruktive Vor-
schläge zur weiteren Arbeit. Diese sehr er-
freuliche Tendenz hoffen wir weiter fort-
setzen und ausbauen zu können. Weiterhin 
muss das Werben neuer Mitglieder unbedingt 
ein Schwerpunkt unserer zukünftigen Arbeit 
sein. Und auch der Kontakt zu den Studenten 
muss weiter intensiviert werden. Die Kom-
munikationsformen der neuen Medien sollten 

von uns aufgegriffen und genutzt werden. 
Doch sind hierzu Anregungen unserer jünge-
ren Mitglieder notwendig. 

5. Vorstandsarbeit 

Der erweiterte Vorstand besteht zurzeit aus 
17 Mitgliedern. An den Vorstandssitzungen 
haben in der Regel ca. 40 Prozent der Mitglie-

der teilgenommen, wobei die Teilnahme sehr 
unterschiedlich ist. Das Konzept, die Sitzun-
gen auf verschiedene Städte zu verteilen 
scheint sich bewährt zu haben. Interessierte 
Mitglieder sind aufgerufen, für den erweiter-
ten Vorstand zu kandidieren. Die Arbeitsbe-
lastung hält sich hier in Grenzen, aber man ist 
näher an den aktuellen Informationen und 
Diskussionen. 

Harald Kamps 
bei der JHV
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Einzelaufstellungen Kosten 2009
Geschäftsstelle Personalkosten

Gehalt plus Büropauschale – 9  214,26

Lohnsteuer – 5  205,68

Sozialversicherung –- 8  200,58

Berufsgenossenschaft – 81,81

Summe Geschäftsstelle Personalkosten � 22  702,33 

Geschäftsstelle Sachkosten

Bürobedarf – 38,95 

EDV 0,0

Kopien 0,0

Fahrtkosten – 291,73

Summe Geschäftsstelle Sachkosten � 330,685

Summe Geschäftsstelle gesamt � 23  033,01 

Rundbrief 

Druckkosten – 1  412,46 

Layout-Honorar – 690,20 

Porto – 865,40 

Summe Rundbrief � 2  968,036

Veranstaltungen

AK Krankenhaus – 95,20 

Amsterdam – 7  283,97 

JHV – 185,00 

Summe Veranstaltungen Ausgaben � 7  564,17

Veranstaltungen Einnahmen

Amsterdam 7  085,00

JHV 2008 147,00

Summe Veranstaltungen Einnahmen 7  232,00

Veranstaltungen Einnahmen-Ausgaben � 332,17

Der geschäftsführende Vorstand besteht aus 
drei Mitgliedern (Wulf Dietrich, Bernhard 
Winter, Gerhard Schwarzkopf-Steinhauser). 
Die Kommunikation innerhalb des geschäfts-
führenden Vorstandes wurde durch Telefon-
konferenzen, die etwa alle sechs Wochen 
statt� nden, verbessert.

Bei der Sitzung des Vorstands in München 
haben wir am Vorabend eine öffentliche Ver-
anstaltung mit Nadja Rakowitz zu dem
Thema: »Therapie oder aktive Sterbehilfe – 
Marxismus als Heilmittel in der Krise?« im 
Gesundheitsladen gemacht. Die Veranstaltung 
war mit 15 Teilnehmern – für das ausgefalle-

ne Thema – ausreichend gut besucht. In An-
betracht der Mobilisierung – zwei Emails an 
alle Münchener Sympathisanten – hätten aber 
auch mehr Interessenten kommen können.

Sehr erfolgreich war die Veranstaltung 
während des Ärztetags in Mainz zum Thema 
Ökonomisierung der Medizin. Die Veranstal-
tung war von der Liste Soziales Gesundheits-
wesen Rheinland-Pfalz zusammen mit uns 
durchgeführt. Uli Deppe und Wulf Dietrich 
vertraten den vdää auf dem Podium. Dabei 
war noch Peter Friemelt von der Unabhängi-
gen als Patientenberatung, ein Vertreter von 
attac und einer von der Liste Soziales Ge-

sundheitswesen. Immerhin kamen 100 Inte-
ressierte. Für den Ärztetag 2010 in Dresden 
planen wir wieder eine Veranstaltung, sind 
uns aber über deren Charakter noch nicht im 
Klaren.

Im Umfeld des Ärztetages gab es zahlrei-
che Interviews in Presse und Fernsehen.

Wir müssen überlegen, wie wir Veranstal-
tungen mit interessanten Themen auch besser 
an die Öffentlichkeit bringen können. Es soll-
te auch darauf geachtet werden, dass bei öf-
fentlichen Auftritten die Vereinszugehörigkeit 
mit erwähnt wird. Das bringt dem Verein bes-
sere Wirksamkeit in der Öffentlichkeit. 

6. Rundbrief 

Der Rundbrief erscheint 4 x jährlich. Her-
stellung, Druck und Versand haben sich gut 
eingespielt. Wir sind von der Thematik auch 
aktueller geworden. Der Rundbrief wird in-
zwischen stärker als vereinsinternes Diskussi-
onsforum genutzt und wir haben auch einige 
Mitglieder gewinnen können, für den Rund-
brief zu schreiben. Der Vorstand hat beschlos-
sen, zunächst an der Druckversion festzuhal-
ten, die pdf-Version kann von der Homepage 
heruntergeladen werden.

Mit dem Rundbrief Nummer 3/2009 ha-
ben wir ein neues Konzept versucht. In Zu-
kunft soll jedes Heft ein Schwerpunktthema 
haben. Mit dem Thema: »Annäherung an gu-
te Medizin« ist uns – zumindest wurde uns 
das von verschiedensten Seiten signalisiert – 
ein guter Auftakt gelungen und wir hoffen, 
dass wir dies fortsetzen können. Die Nummer 
1/2010 wird das Schwerpunktthema Kran-
kenhaus haben.

7. Aktivitäten 

IGeL-Aktion beim Ärztetag

Anlässlich des Ärztetages in Mainz machten 
wir vor der Auftaktveranstaltung auf unsere 
Sichtweise der Ökonomisierung aufmerksam. 
An einem Kaufmannsstand verkauften wir 
medizinische Waren. Dazu wurde ein Flug-
blatt: »Schlussverkauf bei Dr. IgeL – Kaufen 
Sie, kaufen Sie! Wir haben Alles im Angebot!« 
verteilt. Im Vorfeld dieser Aktion gab es auch 
innerhalb des Vereins Debatten darüber, mit 
welcher Schärfe wir die Kritik am »Kauf-
mannsladen Gesundheitswesen« in der Öf-
fentlichkeit äußern sollten. Es gab also durch-
aus auch Verständnis für die ökonomischen 
Ängste eines Teils der Ärzteschaft. Ein schär-
feres öffentliches Auftreten wurde von einem 
Teil der Mitglieder nicht mitgetragen.

Parallel zu uns war die »Freie« Ärzteschaft 
mit einer großen Aktion präsent. Auch diese 
richtete sich gegen Ökonomisierung und Kon-
zernmedizin. In den Diskussionen war es 
nicht immer einfach, den Unterschied zwi-
schen beiden Aktionen klarzumachen (unsere 
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Kritik an den »Freien« Ärzten: sie verteidigen 
das Handwerk, also die alte Einzelpraxis, ge-
gen die Manufaktur. Sie fordern Selektivver-
träge und Kostenerstattungsprinzip. Gegen 
Rhön und Helios haben wir dann ähnliche 
Argumente.) Und so tauchten wir in der Pres-
se manchmal auch als eine Gegenaktion auf. 

Fahrt Amsterdam

Ein Höhepunkt des Jahres war die Fahrt nach 
Amsterdam vom 5. bis 8. April. Für das kom-
mende Jahr planen wir eine ähnliche Fahrt 
nach Eisenhüttenstadt. Die für dieses Jahr ge-
plante Fahrt nach Ravensbrück wurde auf das 
nächste Jahr verschoben.

Veranstaltungen des vdää 
oder mit Referenten des vdää

Veranstaltungen mit Referenten des vdää und 
Anfragen nach Referenten haben im vergan-
genen Jahr sehr zugenommen. Der Verein 
wird also öffentlich immer besser wahrge-
nommen.

Thema: Therapie oder aktive Sterbehilfe – 
Marxismus als Heilmittel in der Krise?
Veranstalter: vdää
Referent: Nadja Rakowitz
11. September 2009, München (ca. 15 TN)

Thema: Folter und Ärzte
Veranstaltungen mit Referenten des vdää
Veranstalter: Fachschaft Medizin und 
Ippnw-Studentengruppe
Referent: Winfried Beck
20. November 2008, Tübingen (ca. 30 TN)

Thema: Folter und Ärzte 
Veranstaltungen mit Referenten des vdää
Veranstalter: Fachschaft Medizin
Referent: Winfried Beck
3. Dezember 2008, Göttingen (ca. 40 TN)

Thema: Privatisierung und Ökonomisierung 
von Krankenhäusern in Deutschland
Veranstalter: Hans Böckler Stiftung und 
Institut für Medizinische Soziologie der 
J.W.Goethe-Universität FFM 
Teilnehmer bei der Podiumsdiskussion: 
Gerhard Schwarzkopf-Steinhauser u.a.
22.–23. Januar 2009, Frankfurt (ca. 150 TN)

Thema: Muss Gesundheit sich lohnen – 
und für wen?
Veranstaltungen mit Referenten des vdää
Veranstalter: AStA Marburg
Referent: Winfried Beck
28. Januar 2009, Marburg (ca. 20 TN)

Thema: Umgestaltung des Gesundheitswe-
sens – Spaltet die derzeitige Gesundheitspoli-
tik die Gesellschaft?
Veranstalter: DGB Südhessen

Referenten: Nadja Rakowitz, Michael 
Cremer (vdää-Mitglied) u.a.
22. April 2009, Darmstadt (ca. 50 TN)

Thema: Wenn Ärzte zu Kau� euten werden. 
Die Folgen der Kommerzialisierung in der 
Medizin
Veranstalter: Kunstgesellschaft, Business 
Crime Control, vdää
Referenten: Bernhard Winter und Nadja 
Rakowitz
3. Mai 2009, Frankfurt a.M. (ca. 40 TN)

Thema: Risiken und Nebenwirkungen des 
Gesundheitsfonds
Veranstalter: ASG Unterfranken
Referenten: Nadja Rakowitz u.a.
15. Mai 2009, Würzburg (ca. 35 TN)

Thema: Kulturwende in der Medizin. 
Gesundheitsmarkt, Kommerzialisierung, 
gute Medizin
Veranstalter: Liste Soziales Gesundheitswe-
sen Rheinland-Pfalz, attac Mainz, vdää
Referenten: Hans-Ulrich Deppe und Wulf 
Dietrich, u.a.
19. Mai 2009, Mainz (ca. 100 TN)

Thema: Ethik und Ökonomisierung
Veranstalter: Kritische Wissenschaft 
Heidelberg
Referent: Wulf Dietrich
25. Mai 2009, Heidelberg (ca. 30 TN)

Thema: Risiken und Nebenwirkungen 
des Gesundheitsfonds
Veranstalter: SPD Sulzbach/Main
Referent: Nadja Rakowitz
6. Juli 2009, Sulzbach/Main (ca. 25 TN)

Thema: Gesundheit ist keine Ware! 
Für ein soziales Gesundheitswesen statt 
Mehrklassen-Medizin!
Veranstalter: DGB Odenwaldkreis
Referent: Nadja Rakowitz
24. August 2009, Bad König (ca. 15 TN)

Thema: Gesundheit ist keine Ware! 
Für ein soziales Gesundheitswesen statt 
Mehrklassen-Medizin!
Veranstalter: DGB Südhessen
Referent: Nadja Rakowitz
22. September 2009, Darmstadt (ca. 35 TN)

Thema: Auf dem Weg zur »Zwei-Klassen 
Medizin?«
Veranstalter: Die Linke
Referenten: Wulf Dietrich u.a.
23. September 2009, Erfurt (ca. 70 TN)

Thema: Gesundheitspolitik
Veranstalter: ver.di – Schweinfurt
Referent: Nadja Rakowitz
24. September 2009, Bad Brückenau 
(ca.15 TN)

Thema: Public Eye on Berlin
Referent: Nadja Rakowitz
16. Oktober 2009, Berlin (ca. 100 TN)

Zusammenarbeit 
mit anderen Organisationen

Im Oktober hat der vdää mit medico interna-
tional, BUKO und vielen anderen Organisati-
onen bei »Public Eye on Berlin«, einer Akti-
on und Diskussions- und Protestveranstaltung 
anlässlich des World Health Summit in Berlin 
teilgenommen. Im Dezember sind wir bei 
verschiedenen Workshops und Diskussions-
veranstaltungen beim Kongress »Armut & 
Gesundheit« in Berlin vertreten. Für das 
nächste Jahr planen wir zusammen mit eben-
diesen Organisationen eine große gesund-
heitspolitische Veranstaltung. Der Rahmen 
dieser Veranstaltung soll auf der JHV disku-
tiert werden.

23. Oktober 2009

Wulf Dietrich
Bernhard Winter

Gerhard Schwarzkopf-Steinhauser

Harald Kamps bei der JHV



18 vdää … Rundbrief     €     Nr. 4/2009     €     24. Jahrgang

Jens Wiethege
Valkebogatan 16 a
S-58247 Linköping – Schweden

Linköping, den 20. Oktober 2009

Kassenberichte für die Zeiträume vom 
01.01.2008 bis zum 31.12.2008 sowie für 
01.01.2009 bis zum 31.08.2009

Die Kassenberichte des Vereins demokra-
tischer Ärztinnen und Ärzte für den o.g. 
Zeitraum wurden von mir geprüft. Ich 
habe keine Unregelmäßigkeiten festge-
stellt. Somit sind die Kassenberichte für 
das Jahr 2008 sowie bis zum 31.08. des 
laufenden Jahres korrekt. 

Mit freundlichen Grüßen 
Jens Wiethege

Kassenprüf-
berichte

Jörg Dolgner
Friedrich-Hebbel-Straße 7
46537 Dinslaken

Dinslaken, den 8. Oktober 2009

Kassenberichte für die Zeiträume vom 
01.01.2008 bis zum 31.12.2008 sowie für 
01.01.2009 bis zum 31.08.2009

Die Kassenberichte des Vereins demokratischer 
Ärztinnen und Ärzte für die o.g. Zeiträume wur-
den von mir geprüft. Die Kassenführung ist über-
sichtlich und gut nachzuvollziehen, alle einzel-
nachweispfl ichtigen Ausgaben sind entsprechend 
belegt. Ich habe keine Unregelmäßigkeiten festge-
stellt.

Somit sind die Kassenberichte für das Jahr 2008 
sowie bis zum 31.08. des laufenden Jahres korrekt. 

Mit freundlichen Grüßen 
Jörg Dolgner

Brauchen wir Prävention? 
Oder wenn ein FDP-Bundesrat in der Schweiz plötzlich zu links wird

Die Schweiz ist für manchen deutschen 
Gesundheitspolitiker positives Vorbild für 
die Zukunft. Gian Bischoff von der Verei-
nigung Unabhängiger Ärztinnen und Ärz-
te in der Schweiz berichtet uns hier über 
eine Debatte über das gerade verab-
scheidete Präventionsgesetz.

Am 30. September hat der Bundesrat seinen 
Entwurf für ein Bundesgesetz für Prävention 
und Gesundheitsförderung (Präventionsge-
setz) verabschiedet. Die Kritik ließ nicht auf 
sich warten. Der abtretende Bundesrat Pascal 
Couchepin hinterlasse damit seinem Nachfol-
ger ein heikles Erbe, die Wirtschaft ärgere 
sich, die Bürgerlichen würden gar ein Refe-
rendum erwägen, so war zu lesen. Der (neoli-
beral aufgefrischte) Tages-Anzeiger über-
schrieb seinen Kommentar mit: »Zuviel 
Prävention schadet«. Grundtenor: Der Spass 
am Leben wird uns vergällt durch Gesund-
heitsfanatiker, welche uns belehren wollen, 
auf was wir alles verzichten müssten, damit 
wir gesund bleiben. 

Der Kommentar ist ein Hohn auf all dieje-
nigen, welche unter wirklichen krankma-
chenden Risikofaktoren auch in unserem 
Land leiden. Und die sind nicht das falsche 
Joghurt, die fehlende Salbe oder ein kleines 
Alltagslaster. Krank machen in erster Linie 
Armut, Arbeitslosigkeit, fehlende Perspekti-
ven und psychosozialer Stress. Eine Präventi-

on, welche wirklich etwas bewegen will, 
muss hier ansetzen. Und wer wird bezwei-
feln, dass hier tatsächlich Handlungsbedarf 
besteht? 

Natürlich darf Prävention nicht Feigenblatt 
sein (und schon gar nicht Mittel zur Repressi-
on!). Ein paar schöne Plakate, welche uns da-
rauf aufmerksam machen, dass wir uns mit 
einer Krankheit anstecken könnten, reichen 
in keiner Weise. Jedes Risikoverhalten weist 
im Hintergrund tiefere Ursprünge auf. Diese 
gilt es zu verstehen und anzugehen und dafür 
lohnt es sich alleweil, Geld auszugeben. Die 
Frage lautet, wie diejenigen Menschen, wel-
che auch in unserer Gesellschaft unter die 

Räder geraten, aus sozialen Netzen fallen 
oder gar nicht erst integriert werden können, 
unterstützt und in ihrem Gesundheitsverhal-
ten beein� usst werden können. Dazu braucht 
es Forschung, praktische Ansätze, neue Ide-
en, Schulung, Weiterbildung, � nanzielle An-
reize und vieles andere mehr. 

Und immer wieder den Willen über den 
eigenen Tellerrand hinauszusehen und die 
Probleme anderer Menschen wahrzunehmen, 
welchen wir tagtäglich auf der Strasse begeg-
nen. Dies sei auch dem Autor des besagten 
Kommentars gewünscht.

Gian Bischoff
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Der vdää
ist bundesweit organisiert und hat über die 
Arbeitsgemeinschaft der Listen Demokrati-
scher Ärztinnen und Ärzte Sitz und Stimme 
in den Ärztekammern. 
Sollten Sie weiterhin von uns informiert wer-
den wollen, so setzen Sie sich bitte mit unse-
rer Geschäftsstelle in Verbindung. Wir wer-
den Sie dann weiterhin auf dem Laufenden 
halten. Der Rundbrief  ist das Vereinsblatt, 
das viermal jährlich erscheint. Namentlich 
gekennzeichnete Artikel geben nicht unbe-
dingt die Vereinsmeinung wieder.
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Workshop zum Thema Sterbehilfe und 
assistierter Suizid
am: 30. Januar 2010
um: 11.00 – 17.00 Uhr
in:  BHF Fulda, Raum 17
Anmeldung bis 10. Januar 2010 bei 
der Geschäftsstelle

Arbeitskreis Krankenhausärzte im vdää
am: 23. Januar 2010
um: 11.00 – 17.00 Uhr
in: Fulda
Anmeldung bei der Geschäftsstelle

AK Niedergelassene im vdää
am: 13. Februar 2010
um: 11.00 – 17.00 Uhr

in: Frankfurt/M.
Anmeldung bei der Geschäftsstelle

Vorstandssitzungen 2010
am: 13.3. in Frankfurt 
am: 26.6. in München
am: 18.9. in Köln
am: 3.12. in Berlin

Gesundheitspolitischer ˜rzte-Ge-
sprächskreis des vdää und des Instituts 
für Medizinische Soziologie
am: 18. Januar 2010,

29. März 2010,
um: jeweils 20.00 Uhr
im: Institut für Medizinische Soziologie, 

Uniklinik Frankfurt/M.

Liebes Mitglied,
der vdää und der Mabuse-Buchversand haben folgende Vereinbarung getroffen, von 
der Sie hoffentlich regen Gebrauch machen. Beim Mabuse-Buchversand bestellen 
� und den vdää unterstützen!

Der Mabuse-Buchversand, die Partnerbuchhandlung des vdää, besorgt für Sie jedes lieferbare 
Buch, vom Fachbuch über Kinderbuch bis zum Roman, schnell und zuverlässig – und bei 
Zahlung mit Kreditkarte oder Bankeinzug portofrei! 

Mit jeder Bestellung unterstützen Sie darüber hinaus die politische Arbeit des vdää:

Bitte bestellen Sie unter dem Kennwort vdää 
Telefonisch: 069 – 70 79 96 16
per Fax: 069 – 70 41 52
per Email: buchversand@mabuse-verlag.de
per Internet: www.mabuse-verlag.de. 

(Für jede Bestellung mit dem Kennwort vdää erhält der Verein 
eine Provision für die Bestellvermittlung.) Mabuse-Verlag

Buchtip

Andreas Wulf: »Der Sozialmediziner Ludwig Teleky (1872-1957) und 
die Entwicklung der Gewerbehygiene zur Arbeitsmedizin«,

Restexemplare mit leichten Lagerspuren für nur 9,90 Euro

Der Autor untersucht die Rolle des österreichischen Sozial- und Arbeitsmediziners Ludwig Te-
leky, der nach vergeblichen Versuchen, am Ende des ersten Weltkrieges in Wien seine akade-
mische Anerkennung für seine langjährige Arbeit in diesem Gebiet zu bekommen, nach Preu-

ßen wechselte. Dort arbeitete er bis zu seiner Entlassung (als Linker und Jude) 1933 als 
Landesgewerbearzt für das Rheinland und Leiter der Sozialhygienischen Akademie Düsseldorf.
Im Gegensatz zu den meisten seiner Kollegen reduzierte Teleky seine Arbeit nicht auf die Be-

gutachtungsmedizin und war für eine grundlegendere Kritik am kapitalistisch-industriellen 
Produktionsprozess offen. Wulf analysiert auch das Fehlen von sozialdarwinistischen Aspekten 
bei Teleky und Gründe für die mangelnde Durchsetzung dieses Konzepts gegenüber der in der 

Weimarer Republik dominierenden Sozialhygiene.

Zu bestellen nur beim Mabuse-Verlag: buchversand@mabuse-verlag.de oder
Tel: +49 (0)69-70 79 96 16

Mabuse-Verlag, Kasseler Str. 1 a, D-60486 Frankfurt am Main
www.mabuse-verlag.de

Nicht vergessen: Stichwort vdää angeben!

Mabuse-Verlag

vdää on tour
Fahrt nach Eisenhüttenstadt: Auf den 
Spuren des DDR-Gesundheitswesens 
und aktuelle Probleme des Gesundheits-
wesens in Polen

7. – 10. Mai 2010
Weiter Informationen in Kürze auf der 
Homepage und bei der Geschäftsstelle


